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GRAZ Im Bezirksgericht Graz 
sind am Mittwoch im Prozess 
gegen eine Neurochirurgin und 
ihren Kollegen wegen leichter 
Körperverletzung beide An-
geklagten freigesprochen wor-
den. Das Urteil ist nicht rechts-
kräftig.

Die Frau hat im Jänner 2024 
ihre Tochter zu einer Schädel-
operation mitgenommen, wo 
die damals Zwölfjährige laut 

Anklage ein Loch für eine Son-
de in die Schädeldecke eines 
Patienten gebohrt haben soll. 
Aus Mangel an Beweisen er-
folgte ein Freispruch.

Durch eine anonyme An-
zeige kam der Fall ins Rollen. 
Beide Angeklagten wurden 
vom Spital entlassen, die Frau 
bekämpfte die Entscheidung 
und erreichte eine Umwand-
lung in eine Kündigung. (APA)

Kind im Operationssaal: 
Freispruch für Ärzte

Die Ärztin soll ihre zwölfjährige Tochter zu einer Schädeloperation mitgenom-
men haben. Sie und ein weiterer Arzt wurden freigesprochen. Foto: APA/Scheriau

WIEN Die US-Sicherheits-
strategie hat am Mittwoch für 
hitzige Debatten im National-
rat gesorgt. Die NEOS nutzten 
eine aktuelle Europa-Stunde 
für scharfe Kritik an der FPÖ 
und den aus ihrer Sicht ande-
ren „Handlangern“ des russi-
schen Präsidenten Wladimir 
Putin. Nun sei die Zeit für die 
Entscheidung zu einem stär-
keren, selbstbewussteren Euro-
pa, forderte Außenministerin 
Beate Meinl-Reisinger (NEOS). 
„Wir befinden uns an einem 
Wendepunkt der Geschichte, 
wo wir uns entscheiden kön-
nen, ob wir als Europa ein 
Spielball globaler Akteure oder 
ein selbstbewusster eigenstän-
diger Akteur sein wollen“, so 
die Außenministerin. Dies gehe 
nur, indem die EU verteidi-
gungsfähig und wirtschaftlich 
stark sei. 

Der pinke Klubobmann Yan-
nick Shetty attackierte die FPÖ. 

Putins Handlanger würden 
nicht mehr nur in Moskau, 
sondern in vielen europäischen 
Parlamenten sitzen, sagte Shet-
ty mit Blick auf die blauen 
Mandatare. Putins Narrative 
würden auch von Washington 

übernommen. Die US-Sicher-
heitsstrategie sei „ein Ge-
schenk an Putin“, daher ver-
wundere es nicht, dass sie von 
den Rechtspopulisten bejubelt 
werde, so Shetty. Ihr Ziel sei es, 
Europa zu spalten.

Für empörte Reaktionen 
sorgte er damit bei der FPÖ. Die 
außenpolitische Sprecherin 
Susanne Fürst warf den NEOS 
„Arroganz und Überheblich-
keit“ vor. Wenn man wie die 
FPÖ für Neutralität eintrete, 
sei man kein Handlanger Pu-
tins, sondern ein Vertreter der 
Mehrheit der Österreicherin-
nen und Österreicher, meinte 
der blaue Klubchef Herbert 
Kickl. Er sprach von europäi-
schen Kriegstreibern.

ÖVP-Abgeordnete Gudrun 
Kugler bezeichnete das „Hick-
hack zwischen FPÖ und NEOS“ 
als „erbärmlich“. 

Die US-Sicherheitsstrategie 
sei nichts anderes als ein 
„Weckruf“, meinte Evelyn Reg-
ner (SPÖ) und beschwor die 
Einheit Europas.

Meri Disoski von den Grü-
nen erinnerte die FPÖ an den 
Freundschaftsvertrag mit der 
Kreml-Partei. (APA)

NEOS nutzten eine aktuelle Stunde für einen Frontalangriff auf Herbert Kickl und die FPÖ.

Harter Schlagabtausch im Plenum

FPÖ-Obmann Herbert Kickl quittierte die Angriffe der NEOS bei der National-
ratsdebatte mit einem breiten Lächeln. Foto: APA/Hochmuth

Von Michael Sprenger

Die Teuerung bei den Lebens-
mitteln, die immer mehr an-
steigenden Wohn- und Ener-
giekosten sorgen bei vielen 
Menschen nicht nur für enor-
me Herausforderungen im All-
tag, sie erzeugen auch eine  
Unzufriedenheit gegenüber 
den politischen Repräsentan-
ten der Republik. Die negative 
Entwicklung betrifft insbeson-
dere gewählte Institutionen 
und Personen. Nur 48 Prozent 
vertrauen dem Bundespräsi-
denten (2018: 58 Prozent), 41 
Prozent dem Parlament (2018: 
48 Prozent) und 32 Prozent der 
Bundesregierung (2018: 43 
 Prozent). 

Alarmierender Befund

Damit ergibt sich im aktuellen 
Ergebnis des Demokratie Mo-
nitors des Instituts Foresight 
ein alarmierender Befund. 
Denn nur noch 35 Prozent der 
Bevölkerung finden, dass das 
politische System in Österreich 
gut funktioniert.

Für die sinkenden Werte ist 
neben der Teuerung die Erfah-
rung verantwortlich, dass die 
eigenen Interessen nicht ver-
treten werden, erklärte Marti-
na Zandonella. 

Diese Entwicklung sei in 
den meisten westlichen Demo-
kratien bemerkbar, sagte die 
Forscherin. Bessere Vertrauens-
werte haben hierzulande die 
Polizei (73 Prozent), die Gerich-
te (64 Prozent) und die Verwal-
tung (60 Prozent) – diese Zah-
len haben sich seit 2018 auch 
kaum verändert.

Gesunken sei die Zufrieden-
heit mit dem politischen Sys-
tem übrigens in allen Bevölke-
rungsgruppen. Relevant dafür 
ist die finanzielle Situation: So 

WIEN Nur noch 35 % der Bevölkerung sind mit dem politischen System in 
Österreich zufrieden. Demokratie als Regierungsform begrüßen aber 89 %.

Teuerung beschädigt 
Vertrauen in die Politik

LINZ Am 7. Oktober konnte ÖVP-
Klubchef August Wöginger auf-
atmen: Das Landesgericht Linz 
gewährte ihm und zwei Mitan-
geklagten in der Causa um mut-
maßlichen Amtsmissbrauch 
bei der Besetzung eines Füh-
rungsjobs beim Finanzamt 
Braunau gegen Zahlung einer 
hohen Geldbuße eine Diversi-
on. Nun stellte sich heraus, dass 
der Fall für den oberösterrei-
chischen Politiker nicht erledigt 
ist: Das Oberlandesgericht (OLG) 
Linz hob die Diversion auf. Das 
Strafverfahren geht weiter. Am 
Zug ist wieder jener Schöffen-
senat, der Wöginger die Diver-
sion gewährt hat.

ÖVP hält an Wöginger fest

In der Postenschacher-Causa 
geht es um die Besetzung eines 
Vorstandspostens im Finanz-
amt für Braunau, Ried und 
Schärding. Wöginger, damals 
bereits Abgeordneter, interve-
nierte bei Thomas Schmid, 
ÖVPler und ehemaliger Gene-

ralsekretär im Finanzministe-
rium, für einen Parteifreund. 
Dieser erhielt den Posten, eine 
besser qualifizierte Mitbewer-
berin kam nicht zum Zug.

Das OLG begründet seinen 
Schritt damit, dass eine Diver-
sion im Fall von Amtsmiss-
brauch nur in „gerade atypisch 
leichten Fällen zulässig“ sei. 
Dies sei bei Wöginger und sei-
nen Mitangeklagten nicht der 
Fall. Denn die Republik habe 
der unterlegenen Bewerberin 
mehrere tausend Euro als 
Schadenersatz leisten müssen. 
Auch werde das Vertrauen der 
Bevölkerung in die staatlichen 
Institutionen durch die unkor-
rekte Jobvergabe „erheblich 
beeinträchtigt“.

ÖVP-Generalsekretär Nico 
Marchetti zeigte sich von der 
Aufhebung der Diversion 
„überrascht“. Er stärkte dem 
Klubchef den Rücken. Er sei 
überzeugt, dass sich Wöginger 
keiner strafbaren Handlung 
schuldig gemacht habe. (sabl)

Kein leichter 
Fall: Wöginger 

muss vor Gericht

Dank Diversion schien die Amtsmissbrauchs-Causa für ÖVP-Klubchef August 
Wöginger erledigt. Nun muss er noch einmal vor Gericht. Foto: APA/Kerschbaummayr

denken nur 19 Prozent im 
untersten Einkommensdrittel, 
dass das System gut funktio-
niert (2018: 49 Prozent). Im 
mittleren Einkommensdrittel 
glauben das 38 Prozent (2018: 
66 Prozent), im obersten Ein-
kommensdrittel 50 Prozent 
(2018: 85 Prozent). Dieses Er-
gebnis bedeutet aber nicht 

zwangsläufig, dass der Ruf 
„nach dem starken Mann“ lau-
ter wird. Denn die Haltung 
gegenüber der Demokratie 
bleibt im Vergleich zu den ver-
gangenen Jahren gleich: 89 
Prozent halten die Demokratie 
für die beste Regierungsform.

Die Österreichische Liga für 
Menschenrechte hat gestern, 

am Internationalen Tag der 
Menschenrechte, davor ge-
warnt, „dass das Vertrauen in 
die politisch Verantwortlichen 
auf einem Tiefpunkt ist“. De-
konstruktive, autoritäre Kräfte 
würden ihre Chance wittern 
– in Österreich und weltweit, 
sagte Barbara Helige, Präsiden-
tin der Organisation. 

 Foto: iStockQuelle: Foresight; Grafik: APA
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Wie funktioniert das politische System in Österreich?

Zufriedenheit mit der Politik sinkt
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Hinweis: Zur vertiefenden Auseinandersetzung mit dem Thema eignen sich der Leitartikel „‚Die da oben‘ gibt 
es nicht“ (NEUE Vorarlberger Tageszeitung, 11. Dezember 2025) sowie der Beitrag „Zweifel am politischen 
System steigt“ (Die Presse, 11. Dezember 2025).     
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Zufriedenheit mit der Politik sinkt

�
A) Vor dem Lesen

a) Formulieren Sie eine Vermutung, wie zufrieden 
die Österreicherinnen und Österreicher derzeit 
mit dem politischen System sind, und 
begründen Sie diese Einschätzung. 

b) Ordnen Sie ein, welche Rolle politische 
Entscheidungen und aktuelle gesellschaft-
liche Entwicklungen Ihrer Meinung nach für die 
Zufriedenheit mit dem politischen System 
spielen.

/
B)	Textbearbeitung

a) Sehen Sie sich die Grafik aufmerksam an.

b)	 Beschreiben Sie die Infografik mit eigenen 
Worten.

c)	 Nennen Sie die Quelle, auf der die in der Info-
grafik dargestellten Daten beruhen.

d)	 Ermitteln Sie die in der Grafik ausgewiesene 
Stichprobengröße. Definieren Sie kurz, was 
unter diesem statistischen Begriff zu verstehen 
ist.

e)	 Erläutern Sie, was man unter dem Begriff
„Schwankungsbreite“ versteht. Erklären Sie, 
welche Aussagekraft diese Kennzahl für die 
Interpretation der Ergebnisse hat.

f)	 Überprüfen Sie die folgenden Aussagen anhand 
der Infografik. Markieren Sie die zutreffenden 
Aussagen und stellen Sie unzutreffende 
Aussagen richtig.
• Im Jahr 2018 lag der Anteil der Personen, die 

mit dem politischen System sehr oder ziem-
lich zufrieden waren, deutlich über jenem 
des Jahres 2025.

• Der höchste in der Grafik dargestellte Zufrie-
denheitswert wurde im Jahr 2021 erreicht.

• Seit dem Jahr 2020 zeigt die Grafik einen
durchgehend gleichbleibenden Trend der 
Zufriedenheit mit dem politischen System. 

g)	 Setzen Sie die dargestellten Ergebnisse in 
Beziehung zu Ihrer eigenen Wahrnehmung 
politischer (Un-)Zufriedenheit junger 
Menschen.

s
C) Textproduktion

Situation: Ihre Schule führt ein Projekt zum
Thema „Jugend & Politik“ durch. Im Rahmen
des Projektabschlusses sollen Kurzvideos der 
Schülerinnen und Schüler gezeigt werden, in 
denen sie ihre Sicht zu der Frage „Wie zufrieden 
sind junge Menschen mit dem politischen 
System in Österreich?“ darstellen. Produzieren 
Sie ein Kurzvideo (3 bis 4 Minuten) und bear-
beiten Sie darin folgende Aufgabenstellungen: 
• Stellen Sie die zentrale Aussage der Info-

grafik zur Zufriedenheit mit dem politischen 
System in Österreich dar.

• Nehmen Sie begründet Stellung dazu, wie
zufrieden Sie persönlich mit dem politischen 
System sind. 

• Formulieren Sie am Ende des Videos einen 
Appell oder eine Handlungsaufforderung an 
die Politik, wie junge Menschen besser für 
Demokratie und politische Mitgestaltung 
gewonnen werden können.




